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SOZIALPOLITIK

Winfried Schmähl*

Perspektiven der Alterssicherung 
in Deutschland

In jüngster Zeit wird in der öffentlichen Diskussion verstärkt eine grundlegende Änderung des 
deutschen Alterssicherungssystems gefordert. Ist solch eine Änderung notwendig ? 

Wie sind die Perspektiven des Alterssicherungssystems ?

Das Thema „Alterssicherung“ hat wieder einmal Kon­
junktur. Seit dem Sommer 1993 werden zum Teil all 

die Fragen wieder aufgeworfen, die in den achtziger Jah­
ren intensiv diskutiert wurden und schließlich zu dem am 
9. November 1989 im Deutschen Bundestag verabschie­
deten „Rentenreformgesetz 1992“ führten: Ist die gesetz­
liche Rentenversicherung längerfristig überhaupt noch 
finanzierbar angesichts von immer wieder an die Wand 
gemalten Beitragssätzen von etwa 36% in rund 35 Jah­
ren? Müssen nicht im Interesse der inzwischen ver­
schlechterten internationalen Wettbewerbsposition der 
deutschen Wirtschaft die Kosten sozialer Sicherung 
(über deren Nutzen spricht man dagegen selten) gesenkt 
werden -z .B . indem man das Absicherungsniveau in der 
gesetzlichen Rentenversicherung deutlich, bis auf eine 
Mindestsicherung in der Höhe der Sozialhilfe, reduziert? 
Im Zusammenhang damit: Sollte nicht das als besonders 
demographieanfällig bezeichnete Umlagesystem durch 
kapitalfundierte Finanzierungsverfahren ergänzt oder 
gar in einem erheblichen Umfang ersetzt werden, um die 
Kapitalbildung zu erhöhen und das Wirtschaftswachstum 
zu verstärken oder zumindest die Belastung künftiger 
Generationen zu reduzieren? Dies sind einige der Stich­
worte, die immer wieder zu Schlagzeilen in der Presse 
wurden.

Darüber hinaus gibt es vor allem in Ostdeutschland 
Forderungen nach einer Korrektur mancher Entscheidun­
gen, die bei der Übertragung des westdeutschen Renten­
rechts (vor allem im Zusammenhang mit Zusatz- und 
Sonderversorgungssystemen der DDR) getroffen wur­
den. Bei der Überleitung des westdeutschen Renten­
rechts auf Ostdeutschland hatten zudem Bundestag und 
Bundesrat in einer gleichlautenden Entschließung eine
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fallversicherung.

verbesserte soziale Sicherung von Frauen avisiert. Und 
das Bundesverfassungsgericht hat dem Gesetzgeber 
aufgegeben, bei Reformmaßnahmen Familientätigkeit 
auch in der Alterssicherung stärker zu berücksichtigen. 
Also ein ganzer Strauß von Problemen und Aufgaben.

Die Öffentlichkeit wurde durch immer neue Meldungen 
und Vorschläge verunsichert -a b e r sicher auch sensibili­
siert für Fragen, die sich aus der alternden Bevölkerung 
ergeben. Diesem Thema wenden s ich -a u ch  angesichts 
des jetzt schon hohen und in Zukunft weiter wachsenden 
Anteils älterer Menschen an allen Wahlberechtigten -  
verstärkt die politischen Parteien zu, in jüngster Zeit be­
sonders intensiv und nach außen sichtbar die SPD. Ein 
Indiz für das gestiegene öffentliche Problembewußtsein 
ist auch, daß der Deutsche Bundestag Ende 1992 eine 
Enquete-Kommission zum Thema „Demographischer 
Wandel“ einsetzte. Die Kommission hat inzwischen -  im 
Juni 1994-e in e n  Bericht vorgelegt1.

Wird das Thema „Umbau des Sozialstaates“ diskutiert 
-e in  Thema, das nicht nur in Deutschland, sondern auch 
in vielen anderen Ländern auf der politischen Tagesord­
nung steh t-, so stehen Fragen der Alterssicherung in der 
Regel mit im Zentrum angesichts der großen gesamtwirt­
schaftlichen und auch politischen Bedeutung (werden 
doch im Laufe ihres Lebens alle Bürger davon berührt). 
Die folgenden Ausführungen beschränken sich auf Al­
terssicherung im (traditionellen) Sinne von Einrichtungen 
und Maßnahmen der Vorsorge für das Alter und Siche­
rung im  Alter2.

* Der Beitrag beruht zum Teil auf Ausführungen des Verfassers anläß­
lich eines Vortrages über „Umbau der Alterssicherung in Deutschland? 
Perspektiven und Strategien“ , gehalten am 13.7 .1994 im HWWA-Insti- 
tu t für W irtschaftsforschung-Ham burg. Ein Beitrag über Strategien für 
die weitere Entwicklung der Alterssicherung erscheint in einer der 
folgenden Ausgaben.

1 Enquete-Kommission,, Demographischer W andel“ : Zwischenbericht, 
Bundestags-Drucksache 12/7876 vom 14.6.1994.

2 Das heißt unter anderem, daß auf die in den letzten Jahren besonders 
um strittene Pflegeversicherung hier nicht eingegangen wird. Zu damit 
verbundenen Finanzierungsfragen vgl. W infried S c h m ä h l :  
Zur Finanzierung einer Pflegeversicherung in Deutschland, in: Deut­
sche Rentenversicherung, H. 6, 1993, S. 358-374.
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In Deutschland umfaßt Alterssicherung drei Schich­
ten:

□ Regelsicherungssysteme für verschiedene Gruppen 
der Bevölkerung (gesetzliche Rentenversicherung -  wor­
auf sich in der Regel die öffentliche und wissenschaft­
liche Diskussion konzentriert Beamtenversorgung, 
landwirtschaftliche Alterssicherung und berufsständi­
sche Versorgungswerke);

□ ergänzende Systeme der betrieblichen Alterssiche­
rung im privaten und im öffentlichen Sektor (Zusatzver­
sorgung des öffentlichen Dienstes);

□  vielfältige Formen der zusätzlichen privaten Vorsorge 
(Bildung von Geld- und Sachvermögen, einschließlich 
Lebenversicherungen und Immobilienerwerb).

Die Reformvorschläge sehen oftmals Gewichtsverla­
gerungen zwischen diesen drei Schichten vor, damit zu­
gleich auch zwischen privater und staatlicher Alters­
sicherung.

In den folgenden Ausführungen wird die gesetzliche 
Rentenversicherung im Zentrum stehen, da sie (1) bei 
weitem die quantitativ gewichtigste Einrichtung der Al­
terssicherung in Deutschland ist (fast 70% aller Ausga­
ben von Institutionen der Alterssicherung entfallen auf 
sie), da sie (2) vor allem im Blickfeld der öffentlichen Auf­
merksamkeit steht und da (3) ihre Entwicklung zugleich 
von großer Bedeutung für die beiden anderen Schichten 
der Alterssicherung ist. Dabei wird dieser Beitrag auf 
einige Perspektiven der (längerfristigen) Finanzentwick­
lung der gesetzlichen Rentenversicherung eingehen, wie 
sie sich gegenwärtig bei unveränderter Gestaltung von 
Leistungen und ihrer Finanzierung abzeichnen.

Für die Alterssicherung können vor allem Strukturän­
derungen Probleme aufwerfen, da im Rahmen der Alters­
sicherung für den einzelnen Bürger der Finanzierungs­
beitrag bzw. die Ersparnis für das Alter und die Inan­
spruchnahme von Leistungen des Alterssicherungssy­

3 Vgl. Bettina S o m m e r :  Entwicklung der Bevölkerung bis 2030, 
Ergebnisse der Siebten Koordinierten Bevölkerungsvorausberech­
nung, in: W irtschaft und Statistik, 1992, S. 217-222.

4 Diese Altersabgrenzung orientiert sich In etwa am Durchschnittsalter 
bei Eintritt bzw. Beendigung der Erwerbstätigkeit In Westdeutschland. 
Damit ist auch offenkundig, daß die Definition eines Altenquotienten 
nicht allein demographisch bedingt Ist, wohl aber die Veränderung des 
Quotienten bei dessen unveränderter Definition.

5 Vgl. zur Annahme einer stärkeren Abnahme der Sterblichkeit (Zu­
nahme der Lebenserwartung) im Vergleich zu den Berechnungen des 
Statistischen Bundesamtes Eckart B o m s d o r f :  Die ältere Bevöl­
kerung Deutschlands -  ihre Entwicklung bis zum Jahr 2050, in: Zeit- 
schrlft für Wirtschaftspolitik, 43. Jg ., 1994, S .89-103. Ein Überb licküber 
verschiedene Modellberechnungen zur Entwicklung der Bevölkerung in 
Deutschland wird gegeben in Enquete-Kommission „Dem ographischer 
Wandel“ : Zwischenbericht, a.a.O., Kapitel 2.

6 So jüngst z.B. auch der Statistiker E. B o m b s d o r f :  D ieä lterere
Bevölkerung Deutschlands, a.a.O., S. 102.

stems zumeist zeitlich weit auseinander liegen. Sowohl 
für den einzelnen als auch für politische Entscheidungen 
erfordern daher sich abzeichnende strukturelle Verände­
rungen eine frühzeitige Beachtung und gegebenenfalls 
auch frühzeitige Reaktionen. Dabei kann es sich um 
Strukturänderungen handeln, die das Alterssicherungs­
system hinsichtlich der Einnahmen und/oder der Ausga­
ben berühren, aber auch um Strukturänderungen im Al­
terssicherungssystem selbst (z.B. durch politisch ent­
schiedene Änderungen von Leistungsniveau und/oder 
-Struktur).

Nachfolgend wird zuerst auf einige für die gesetzliche 
Rentenversicherung wichtige demographische, ökonomi­
sche und gesellschaftliche Strukturwandlungen stichwort­
artig hingewiesen, bevor auf inzwischen erfolgte Verände­
rungen in der Gestaltung der gesetzlichen Rentenversi­
cherung selbst und deren Bedeutung insbesondere für die 
längerfristige Finanzentwicklung eingegangen wird.

Demographische Veränderungen

Nach der Siebten Koordinierten Bevölkerungsvoraus­
berechnung des Statistischen Bundesamtes wird -  bei 
weiterhin niedriger Geburtenhäufigkeit, einem weiteren 
leichten Ansteigen der Lebenserwartung, aber sehr zu­
rückhaltenden Annahmen über die Nettozuwanderung -  
die Zahl der in Deutschland lebenden Personen von 1991 
bis zum Jahr 2030 um 10,3 Millionen sinken, während die 
absolute Zahl der Personen im Alter von 60 und mehr 
Jahren um 8 Millionen steigt3, d.h., die Altersstruktur ver­
ändert sich tiefgreifend. Das zahlenmäßige Verhältnis 
z.B. von Personen ab dem 60. Lebensjahr bezogen auf 
100 Personen im („erwerbsfähigen“) Alter von 20 bis un­
ter 604 (Altenquotient) erhöht sich von 35,2 im Jahre 1991 
auf 72,7 im Jahr 2030. In jüngerer Vergangenheit ist aller­
dings die Zunahme der Lebenserwartung in (West-) 
Deutschland tendenziell unterschätzt worden. Geht man 
von einer stärker steigenden Lebenserwartung -  hier vor 
allem einer Zunahme der Lebenserwartung z.B. bereits 
älterer Menschen -  aus, so verstärkt sich der Alterungs­
prozeß und der Altenquotient steigt gleichfalls stärker5.

Der Prozeß der Alterung der Bevölkerung wird häufig 
immer noch mit wertenden Ausdrücken beschrieben, die 
negative Assoziationen hervorrufen, wie „Überalterung“ , 
die sich dann in einer steigenden „Alterslast“ nieder­
schlägt. Wenn z.B. von „Überalterung“ gesprochen wird6, 
so müßte es ja einen Bewertungsmaßstab geben dafür, 
was „über“ , d.h. zuviel ist, welches also die „richtige“ 
Altersstruktur ist7.

Ein besonderer Unsicherheitsfaktor für demographi­
sche Vorausberechnungen sind internationale Wande­
rungsbewegungen8. Es kommt dabei aber nicht (nur) auf
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die Zahl der Personen an, sondern insbesondere auf de­
ren Struktur, hier z.B. die Altersstruktur der Zu- wie der 
Abwandernden. So könnte trotz einer höheren Netto-Zu- 
wanderung als in den Berechnungen des Statistischen 
Bundesamtes unterstellt, je nach Altersstruktur der Zu­
wandernden, z.B. der Altenquotient im Jahre 2030 unter 
Umständen sogar noch höher sein und nicht etwa niedri­
ger. Unterstellt man allerdings eine Altersstruktur der Zu­
wandernden wie sie Ende der achtziger Jahre zu beob­
achten war, so würde bei verstärkter Netto-Zuwanderung 
der Altenquotient im Vergleich zur Referenzberechnung 
(Statistisches Bundesamt) reduziert9. Will man allerdings 
etwas über Auswirkungen von Zuwanderungsannahmen 
auf die Finanzierung sozialer Sicherung ableiten, so hat 
man weitere Aspekte zu berücksichtigen, z.B. welche 
Qualifikation die Zuwandernden haben, ob es gelingt, sie 
in den Erwerbsprozeß einzugliedern, und wie ihre Fami­
lienstruktur ist.

Hieran wird exemplarisch deutlich, daß es für Auswir­
kungen auf die Finanzlage der gesetzlichen Rentenversi­
cherung nicht allein auf demographische Entwicklungen 
ankommt, sondern daß vor allem auch ökonomische Fak­
toren neben politischen Entscheidungen maßgebend 
sind.

Entwicklung des Beitragssatzes

Der zum Ausgleich von Einnahmen und Ausgaben (in 
einer Periode) erforderliche Beitragssatz (b) im (umlage­
finanzierten) Rentenversicherungssystem hängt -  ver­
einfacht -v o n  drei Faktoren ab:

□  dem Zahlenverhältnis von Rentnern (ZR) zu Beitrags­
zahlern (ZB) =  Rentnerquotient,

□  der Relation von durchschnittlicher Rentenhöhe (RD) 
zur durchschnittlichen Bemessungsgrundlage für Bei­
tragszahlungen (in der Regel dem durchschnittlichen 
Bruttoarbeitsentgelt, LDB) =  durchschnittliches Brutto- 
Rentenniveau und

7 Die Enquete-Kommission „Dem ographischer W andel“ : Zw ischen­
bericht, a.a.O., S. 21  ist der Ansicht, daß es weder eine .richtige'
bzw. .optimale' Bevölkerungsgröße noch eine .richtige ’ bzw. .optimale' 
A ltersstruktur gibt. Das heißt, es gibt keine ,Überalterung’ -d ie s  würde 
nämlich die Existenz einer .richtigen’ A ltersstruktur der Bevölkerung 
implizieren“ . Vgl. in diesem Sinne auch schon W infried S c h  m a h l :  
Dem ographischer Wandel und Finanzierung der Gesetzlichen Kran­
kenversicherungen: Christian v o n  F e r b e r  u.a. (Hrsg.): Die 
demographische Herausforderung, Beiträge zur Gesundheitsökonomie 
23, Gerlingen 1989, S. 320.

“ Vgl. hierzu Gunter S t e i n m a n n :  Zusammenhang zwischen Al­
terungsprozeß und Einwanderung (Expertise für die Enquete-Kommi- 
sion „Dem ographischer W andel“), Halle 1993; Wolfgang K l a u -  
d e r : Zu den demographischen und ökonomischen Auswirkungen der 
Zuwanderung in die Bundesrepublik in Vergangenheit und Zukunft, in: 
M itteilungen aus der Arbeitsm arkt- und Berufsforschung, 1993, S. 474- 
494; Bert R ü r u p ,  Werner S e s s e l m e i e r :  Zu den w ichtigsten 
Auswirkungen von Einwanderung auf A rbeitsm arkt und Sozialversiche­
rungen, in: forum demographie und politik, Heft 5, Bonn 1994, 
S. 64-89.

□  der Höhe der aus anderen öffentlichen Haushalten, 
insbesondere dem Bundeshaushalt, an die Rentenversi­
cherung fließenden Mittel, mit z =  Anteil der aus öffentli­
chen Haushalten finanzierten Rentenausgaben an den 
gesamten Rentenausgaben, also

b = ZR/ZB x  RD/LDB x  (1-z).

Wenn das (durchschnittliche) Brutto-Rentenniveau 
konstant bleiben soll und auch der Anteil der aus Bun­
desmitteln finanzierten Rentenausgaben unverändert 
bleibt, sich der Rentnerquotient aber in etwa verdoppelt, 
so ist auch ein doppelt so hoher Beitragssatz erforderlich. 
Dies war-vereinfacht dargestellt -  etwa die Perspektive 
für die Finanzlage der gesetzlichen Rentenversicherung 
Mitte der achtziger Jahre: Man errechnete bei unverän­
dertem Leistungs-und Finanzierungsrecht für diegesetz- 
liche Rentenversicherung etwa eine Verdoppelung des 
zum Bilanzausgleich erforderlichen Beitragssatzes, d.h. 
einen Anstieg von rund 18% bis auf etwas über 36% im 
Jahr 203010.

Zum Vergleich sei hier erwähnt, daß zur Finanzierung 
der Beamtenpensionen -w ürde sie durch einen einheitli­
chen Prozentsatz von den Beamtengehältern erfolgen 
(und würden dabei -  wie derzeit in der Rentenversiche­
rung -2 0 %  der Pensionsausgaben durch einen Zuschuß 
aus allgemeinen Haushaltsmitteln finanziert), heute ein 
Abgabensatz von knapp 29% erforderlich wäre. Aller­
dings ist anzumerken, daß im Unterschied zur gesetz­
lichen Rentenversicherung die Beamtenversorgung zu­
gleich Elemente der ergänzenden Alterssicherung ent­
hält (ein sogenanntes „bi-funktionales“ System ist). Auch 
auf die Beamtenversorgung wirken sich z.B. Altersstruk­
turänderungen aus. Dies -  wie auch der Finanzbedarf für 
die Zusatzversorgung der Arbeiter und Angestellten des 
öffentlichen Dienstes -  wurde bisher in der Öffentlichkeit 
jedoch kaum zum Thema, da die entsprechenden Ausga­
ben in den Staatshaushalt integriert sind und für ihre 
Deckung keine gesonderte Abgabe erhoben wird11. Aller­
dings scheint die künftige Entwicklung der Pensions­
ausgaben inzwischen insbesondere auf Länderebene 
Beachtung zu finden.

9 Vgl. ausführlich zu entsprechenden Modellberechnungen Reiner 
D i n k e l ,  Uwe L e b o k :  Könnten durch Zuwanderung die Alterung 
der Bevölkerung und die daraus resultierenden Zusatzlasten der 
Sozialen Sicherung aufgehalten oder gem indert werden?, in: Deutsche 
Rentenversicherung, 1993, S. 388-400.

10 Bei unverändertem Finanzierungsrecht hätte sich -  abweichend von 
dem obigen Beispiel - e in  weiteres Sinken des Anteils der Bundeszah­
lungen an der Finanzierung der Rentenausgaben ergeben. Für eine dif­
ferenzierte Darstellung vgl. Winfried S c h m ä h l :  Reformen der
Rentenversicherung : Gründe, Strategien und W irku n g e n -d a s  Beispiel 
der „Rentenreform 1992“ - ,  in: Bernhard G a h l e n  u.a. (Hrsg.):
Theorie und Politik der Sozialversicherung, Tübingen 1990, und die dort 
aufgeführten Literaturhinweise.
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Erhebliche Bedeutung gewannen diese Fragen kürz­
lich im Zusammenhang mit der Privatisierung von Bun­
desbahn, Bundespost und Lufthansa. Die künftige 
Finanzierung der Altersversorgung der Beschäftigten 
wurde zu einem zentralen Thema bei der Ausgestaltung 
der Privatisierungskonzepte.

Bevor auf die Entwicklung der Finanzlage der gesetz­
lichen Rentenversicherung bei gegebenem Leistungs­
und Finanzierungsrecht eingegangen wird, kurz der Hin­
weis auf einige weitere Strukturveränderungen, die in ih­
rer Bedeutung für die Alterssicherung zu beachten sind.

□  Änderungen der Erwerbsbeteiligung: Sowohl der spä­
tere Beginn als auch die frühere Beendigung der Er­
werbsphase führten zu einer Verkürzung der Erwerbs­
phase im Vergleich zur Rentnerphase, zumal auch auf­
grund einer gestiegenen Lebenserwartung die Renten­
laufzeit zunahm. Dies trug mit bei zu einer Zunahme des 
Zahlenverhältnisses von Rentenempfängern zu Bei­
tragszahlern (Steigerung des Rentnerquotienten). Eine 
gegenläufige Entwicklung ergab sich durch die Zunahme 
der Erwerbsbeteiligung von Frauen, da der Anteil nicht 
verheirateter bzw. kinderloser Frauen, die eine höhere Er­
werbsquote aufweisen, stieg und außerdem die Erwerbs­
quote verheirateter Frauen zunahm. Allerdings handelte 
es sich dabei vielfach um Teilzeittätigkeit (woraus nur re­
lativ niedrige Ansprüche auf eine eigene Alterssicherung 
resultieren).

□  Änderung der Erwerbstätigenstruktur: Wenn -  bei ge­
gebener Definition des in der gesetzlichen Rentenversi­
cherungversicherungspflichtigen Personenkreises-z.B. 
der Anteil der Beamten oder der nicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung (sondern in berufsständischen Ver­
sorgungswerken) versicherten Selbständigen an den Er­
werbstätigen steigt oder vermehrt Personen über Werk­
verträge entlohnt werden, dann sinkt die Zahl der Bei­
tragszahler im Vergleich zur zurückliegenden Phase, in 
der von Erwerbstätigen in der Rentenversicherung An­
sprüche angesammelt wurden. Dadurch steigt der Rent­
nerquotient. Ähnliches ergibt sich, wenn Schattenakti­
vitäten an die Stelle der Tätigkeit im offiziellen Sektor 
treten.

Aber auch die Abgrenzung (Definition) des versicher­
ten Personenkreises durch den Gesetzgeber kann von 
Bedeutung sein. Hierfür gibt es ein aktuelles Beispiel: Die 
bayerische Staatsregierung hat inzwischen ihr Vorhaben 
verwirklicht, auch unselbständig beschäftigten Inge­
nieuren die Mitgliedschaft in einem berufsständischen 
Versorgungswerk zu eröffnen (verbunden mit der Mög­
lichkeit, aus der gesetzlichen Rentenversicherung aus­
zuscheiden). Es gibt weitere Bestrebungen in dieser 
Richtung auf Länderebene. Dies ist inzwischen ein Anlaß 
für eine Diskussion über Befreiungsmöglichkeiten12.

□  Änderungen der Haushalts- und Familienstrukturen, 
der Stabilität partnerschaftlicher Beziehungen bzw. der 
Formen des Zusammenlebens: Auch der Umstand, daß 
z.B. Personen verheiratet sind oder in nichtehelicher Le­
bensgemeinschaft leben, kann sich auf die Alterssiche­
rung auswirken. Nichteheliche Lebensgemeinschaften 
haben in der Bundesrepublik absolut und relativ (bezogen 
auf die Gesamtbevölkerung) zugenommen, und zwar im 
jüngeren, mittleren, aber auch höheren Erwachsenen­
alter'3. Vergleicht man eine nichteheliche Partnerschaft 
und ein Ehepaar, so können z.B. bei einer nur begrenzten 
eigenen Erwerbstätigkeit der Frau während einer längeren 
Phase des Zusammenlebens bei einer Trennung vom 
Partner oder dessen Tod für die Frau beträchtlich unter­
schiedliche Folgen für die Absicherung im Alter auftreten, 
da bei einem nichtehelichen Zusammenleben kein Versor­
gungsausgleich erfolgt (wie bei Scheidung) und kein An­
spruch auf Hinterbliebenenrente entsteht. Zwar würde 
dies (ceteris paribus) die Institution Rentenversicherung 
weniger belasten, doch können bestimmte Formen der 
selbstgewählten Lebensgestaltung unter Umständen zu 
sozialpolitischen Folgeproblemen führen (wenn z.B. im Al­
ter nur unzureichende Einkünfte zur Verfügung stehen14), 
die dann möglicherweise in anderen Bereichen des Sy­
stems der sozialen Sicherung bewältigt werden müssen.

Die künftige Finanzentwicklung

Als das Rentenreformgesetz am 9. November 1989 
vom Bundestag verabschiedet wurde, ahnte niemand, 
welch veränderte Situation bei Inkrafttreten des Geset­
zes (1992) bestehen würde. Damals wurde für West­
deutschland bei unveränderter Leistungs- und Finanzie­
rungsgestaltung für das Jahr 2010 ein Beitragssatz von 
24,5% errechnet, der unter Berücksichtigung der durch 
das Rentenreformgesetz (RRG 1992) vorgesehenen 
Maßnahmen auf 21,4% reduziert werden sollte. Der Sozi­
albeirat veröffentlichte 1989 Berechnungen bis zum Jahr

"  Für eine Erörterung im Rahmen der Personalausgabenentwicklung 
bei öffentlichen Gebietskörperschaften siehe Gisela F ä r b e r :  
Revision der Personalausgabenprojektion der Gebietskörperschaften 
bis 2030, Speyerer Forschungsberichte 100, Forschungsinstitut für 
öffentliche Verwaltung, Speyer 1992. Kennzeichnend für die geringe 
Beachtung der Beamtenversorgung im Vergleich zur gesetzlichen Ren­
tenversicherung ist, daß der W issenschaftliche Beirat beim Bundes­
ministerium der Finanzen in seiner kürzlich veröffentlichten Stellung­
nahme zur Ausgabenpolitik zwar Vorschläge zur gesetzlichen Renten­
versicherung macht, die Beamtenversorgung aber nicht einmal im Hin­
blick auf ausgabenbeeinflussende Ansatzpunkte erwähnt. Vgl. W issen­
schaftlicher Beirat beim Bundesministerium für Finanzen: Perspektiven 
staatlicher Ausgabenpolitik, Schriftenreihe des Bundesministeriums für 
Finanzen, Heft 51, Bonn 1994.

12 So gibt es auf Länderebene Pläne, Versorgungswerke für W irt­
schaftsprüfer (durch Staatsverträge) auf andere Länder auszuweiten. 
Vgl. Handelsblatt vom 25.7.1994.

13 Vgl. Enquete-Kommission „Dem ographischer W andel“ : Zwischen­
bericht, a.a.O., S. 66 ff.

14 Es kommt allerdings unter anderem darauf an, wie lange -  bezogen 
auf den Lebenszyklus bzw. die Erwerbsfähigkeitsphase -  z.B. ein 
nichteheliches Zusammenleben erfolgt.

WIRTSCHAFTSDIENST 1994/VIII 393



SOZIALPOLITIK

2030. Danach wurde ohne Maßnahmen des Rentenre­
formgesetzes ein Beitragssatz von gut 36% errechnet, 
aber unter Einschluß der Maßnahmen von knapp 27% 
(bei einem Ausgangs-Beitragssatz von 18,7%), d.h., der 
sonst erforderliche Anstieg des Beitragssatzes sollte 
durch die im Gesetz vorgesehenen Veränderungen der 
Leistungs- und Finanzierungsgestaltung sowohl bis zum 
Jahr 2010 als auch bis 2030 etwa um die Hälfte reduziert 
werden. Die gewichtigste ausgabenbegrenzende Maß­
nahme war und ist dabei der Übergang von der brutto- zur 
nettolohnbezogenen Rentenanpassung.

Seit November 1989 hat sich allerdings vieles verän­
dert. Durch die deutsche Wiedervereinigung hat sich die 
längerfristige demographische Entwicklung im Hinblick 
auf die deutsche Bevölkerung zwar allenfalls marginal 
verändert und für die Rentenversicherung eher leicht ver­
bessert15.

Wichtiger sind jedoch die großen ökonomischen Pro­
bleme im Zuge des Vereinigungsprozesses. Sie führten 
und führen in der Rentenversicherung zu beträchtlichen 
Finanztransfers von West- nach Ostdeutschland. Derzeit 
werden etwa 20% der Rentenausgaben in Ostdeutsch­
land dadurch finanziert. Auch längerfristig ist mit erhebli­
chen West-Ost-Transfers zu rechnen. Die gesamtwirt­
schaftliche ökonomische Situation hat sich verschlech­
tert, die internationale Wettbewerbslage ist schwieriger 
geworden. Demographisch bedingte Angebotsverknap­
pungen auf dem Arbeitsmarkt scheinen eher später als 
erwartet relevant zu werden16, die Zuwanderung hat ein 
größeres Gewicht erlangt -  auch als Unsicherheitsfaktor 
für Vorausberechnungen - ,  nicht zuletzt angesichts der 
Umwälzungen in Mittel- und Osteuropa.

Trotz aller Veränderungen und Schwierigkeiten hat 
sich jedoch insgesamt die längerfristige Perspektive der 
Finanzentwicklung in der gesetzlichen Rentenversiche­
rung für Gesamtdeutschland im Vergleich zu den 1989 für 
Westdeutschland abgeleiteten Aussagen nicht verän­
dert. Nach wie vor errechnet sich -  unter Berücksichti-

15 Vgl. Siegrun B a r t h ,  Winfried H a i n ,  Horst-Wolf M ü l l e r :  
Langfristige demographische Bestimmungsfaktoren der Rentenfinan­
zen -  Eine Vorausrechnung mit dem neuen Rentenmodell 1993, in: 
Deutsche Rentenversicherung, 1994, S. 228-258.

16 Siehe für einen Vergleich unterschiedlicher Arbeitsm arktprojektio­
nen den Zw ischenbericht der Enquete-Kommission „Dem ographischer 
W andel“ , a.a.O., Kapitel 3.

17 Von der Bundesregierung werden alljährlich Im Rentenversiche­
rungsbericht auch Vorausberechnungen für einen 15-Jahres-Zeitraum 
vorgelegt, basierend auf jeweils drei Lohn- und drei Beschäftigungsan­
nahmen, d ie allerdings im Rechenwerk selbst -  um den reinen Modell­
charakter zu betonen -  schematisch m iteinander kombiniert werden, 
um unter anderem den zum Bilanzausgleich erforderlichen Beitrags­
satz der gesetzlichen Rentenversicherung abzuleiten. Der Verband 
Deutscher Rentenversicherungsträger hat das Prognos Institut beauf­
tragt, Aussagen über die mögliche Finanzentwicklung der Rentenver­
sicherung bei unterschiedlichen Szenarien abzuleiten. Die Ergebnisse 
dürften im letzten Quartal 1994 vorliegen.

Modellberechnungen zur Entwicklung des 
erforderlichen Beitragssatzes in der gesetzlichen 

Rentenversicherung bis zum Jahr 2030
(in %)

Modellrechnung 1989 Modellrechnung 1994
(Westdeutschland) (Gesamtdeutschland)

Jahr ohne mit ohne mit
RRG 92 RRG 92 RRG 92 RRG 92

1995 20,1 19,0 19,3 18,6
2000 22,0 20,3 21,9 19,7
2005 23,8 21,2 24,4 21,0
2010 24,5 21,4 25,6 21,5
2015 25,5 21,6 26,9 22,1
2020 28,1 22,8 29,0 23,1
2025 31,9 24,7 32,7 25,0
2030 36,4 26,9 36,9 27,0

RRG =  Rentenreformgesetz.

Q u e l l e n :  1989 =  Stellungnahme des Sozialbeirats zum Rentenre­
formgesetz 1992 vom April 1989, Bundestags-Drucksache 11/4334; 
1994 =  Gutachten des Sozialbeirats zum Rentenversicherungsbericht 
1994, Bundestags-Drucksache 12/7684 (dort sind auch die Berech­
nungsannahmen dokumentiert).

gung der heute ungünstigeren Arbeitsmarkteinschätzung 
im Vergleich zu 1989 und der anderen Veränderungen -  
für das Jahr 2010 ein Beitragssatz von 21,5% (1989: 
21,4%) und für das Jahr 2030 von 27% (1989: 26,9%). 
Der Sozialbeirat hat in seinem diesjährigen Gutachten 
zum Rentenversicherungsbericht die in der Tabelle wie­
dergegebenen Ergebnisse einer aktualisierten Langfrist­
berechnung veröffentlicht.

Im Verlaufe der 1993 angefachten Diskussion über die 
Finanzlage der Rentenversicherung gewann man oft den 
Eindruck, daß manche derjenigen, die mit tief eingreifen­
den Reformvorschlägen an die Öffentlichkeit traten, die 
bereits 1989 vom Gesetzgeber beschlossenen Maßnah­
men noch gar nicht zur Kenntnis genommen haben.

Es g ib t-w ie  erw ähnt-vie le Faktoren, die auf die künf­
tige Finanzentwicklung-auch bei unveränderter Rechts­
lage -pos itiv  wie auch negativ einwirken können. Durch 
Sensitivitätsanalysen kann man versuchen, den Unsi­
cherheitsraum einzugrenzen, d.h. versuchen anzugeben, 
innerhalb welchen Korridors mit erheblicher Wahrschein­
lichkeit die Entwicklung verlaufen könnte17. Dabei ist zu 
beachten, daß es häufig komplexe interdependente Ef­
fektegeben kann. Hier soll nur kurz auf e in ig e -in  der Öf­
fentlichkeit häufiger erwähnte -  Einflußfaktoren hinge­
wiesen werden.

Die Effekte künftig stärker steigender Frauen-Er- 
werbsbeteiligung und/oder verstärkter Zuwanderung sind 
allerdings nicht leicht zu quantifizieren, denn man muß ja 
auch berücksichtigen, daß bei steigender Erwerbsbeteili­
gung zusätzliche Ansprüche entstehen, die später zu fi­
nanzieren sind. Es kommt entscheidend auf den Zeitpfad 
von Einnahmen und Ausgaben an. Die Entwicklung hängt
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also insbesondere von der Altersstruktur der zusätzlich 
Erwerbstätigen und von der Frage ab, ob bzw. inwieweit 
sich eine steigende Erwerbsbeteiligung als dauerhaft er­
weist. Bei steigender Frauenerwerbstätigkeit sind außer­
dem folgende Effekte zu beachten:

□ Angesichts der höheren Lebenserwartung ist die Ren­
tenlaufzeit von Frauen im Vergleich zu Männern länger;

□ Ausgabenminderungen können sich bei der Zahlung 
von Hinterbliebenenrenten ergeben, da auf diese z.B. ei­
gene Versichertenrenten (wenn sie einen Freibetrag 
übersteigen) angerechnet werden.

Hinsichtlich einer erhöhter Zuwanderung läßt sich z.B. 
für das Jahr 2030 bei einer dauerhaften Netto-Zuwande- 
rung von jährlich 100 000 bzw. 250 00018 Personen (und 
einer Altersstruktur der Zuwandernden wie 1989!) -  bei 
isolierter Betrachtung -  eine Entlastung in der gesetz­
lichen Rentenversicherung um gut einen bzw. drei Bei­
tragspunkte errechnen (verwendet man die Entwicklung 
des Altenquotienten als Indikator für die Entwicklung des 
Rentnerquotienten). Handelt es sich bei den Zuwandern­
den um Aussiedler, so bringen d ie s e - je  nach Lebensal­
ter -  allerdings bereits Rentenansprüche mit, die in 
Deutschland nach dem Fremdrentenrecht honoriert wer­
den, d.h., diese Personen werden so gestellt, als ob sie 
schon immer in der Bundesrepublik unter den hier gelten­
den Bedingungen gelebt hätten. Dies macht einmal mehr 
deutlich, wie wichtig die strukturelle Zusammensetzung 
der Gruppe der Zuwandernden ist19.

Durch Netto-Zuwanderung kann zwar tendenziell eine 
Minderung des Beitragssatzanstiegs erreicht werden. 
Keinesfalls wird dadurch jedoch der Alterungsprozeß der 
Bevölkerung in Deutschland vermieden20, und keinesfalls 
kann verhindert werden, daß für die alternde Bevölkerung 
in Deutschland die Alterssicherung teurer wird21.

Handlungsbedarf vorhanden?

Nimmt man einmal die in der Tabelle ausgewiesenen 
Beitragssätze als Anhaltspunkte für die weiteren Überle­
gungen, so gehen allerdings die Auffassungen darüber 
auseinander, ob -  auch angesichts der insgesamt ge­
wachsenen Abgabenlast-z.B. ein Beitragssatz von etwa 
21% im Jahr 2010 allein für die gesetzliche Rentenver­
sicherung als noch tragbar angesehen wird, wann (und

18 Dies wird aufgrund der derzeitigen Erfahrungen von vielen Beobach­
tern für eher realistisch eingeschätzt.

19 Zudem stellt Zuwanderung gegenwärtig eher eine Belastung für den 
Arbeitsmarkt dar, also wäre -  global gesehen -  eher eine Begrenzung 
erwünscht, während für die Zeit in etwa 15 oder 20 Jahren aus arbeits­
marktpolitischen Gründen u n d -d a m it verbunden -  im Interesse der Fi­
nanzierung sozialer Sicherung eine Netto-Zuwanderung oftmals für 
wünschenswert gehalten wird. Siehe hierzu auch die Ausführungen in 
Kapitel 3 des Zwischenberichts der Enquete-Kommission „Dem ogra­
phischer Wandel“ , a.a.O.

auch welche) Maßnahmen ergriffen werden sollen und 
wann ihre Wirkung einsetzen soll, also ob man versuchen 
soll, die Beitragsbelastung bereits frühzeitiger zu min­
dern. Die Höhe, Verteilung und Entwicklung der Gesamt­
belastung in der Volkswirtschaft, auch die Entwicklung 
anderer Alterssicherungssysteme werden -  neben ande­
ren Gesichtspunkten -  für die weiteren Überlegungen zu 
berücksichtigen sein.

Man kann allerdings festhalten: Es besteht derzeit kein 
unmittelbarer Handlungsbedarf aufgrund der erwartba­
ren Finanzentwicklung, ist doch damit zu rechnen, daß in 
der gesetzlichen Rentenversicherung ein Beitragssatz 
um 19% bis etwa Ende der neunziger Jahre ausreicht. 
Auch für die Finanzentwicklung der nächsten drei bis vier 
Jahrzehnte hat sich die Finanzierungsperspektive insge­
samt nicht negativ verändert im Vergleich zu der, die bei 
Verabschiedung des Rentenreformgesetzes im Novem­
ber 1989 den Entscheidungen zugrunde lag. Dennoch 
wird es aus politischen Gründen erforderlich sein, bald -  
z.B. in der kommenden Legislaturperiode -  zumindest 
konzeptionell Klarheit über die weitere Entwicklung des 
Rentenversicherungssystems zu schaffen. Denn diejeni­
gen, die zum Teil schon lange eine grundlegende Verän­
derung des deutschen Alterssicherungssystems anstre­
ben -  und die mit ihren Vorschlägen bisher im politischen 
Prozeß nicht zum Zuge kamen -, untermauern ihre Vor­
stöße vornehmlich mit Negativ-Szenarien, behaupten 
den Zusammenbruch des Rentenversicherungssystems. 
Leider finden in unserer Mediengesellschaft Negativ­
meldungen weitaus leichter Aufmerksamkeit als Positi­
ves, als Undramatisches oder sachliche Information.

Zutreffend schrieb Kurt Biedenkopf vor längerer Zeit 
einmal22: „Wenn ein System, das man nicht durchschaut, 
von dem jedoch die eigene Sicherheit im Alter abhängt, 
ins Gerede kommt, sind Angst und Emotionen die Folge. 
Beide sind schlechte R a t g e b e r E i n e  solche Situation 
sollte durch fundierte Informationen über das, was sich 
abzeichnet, und über die Wirkung alternativer Maßnah­
men vermieden werden. Dazu gehört auch, sich offensiv 
mit Vorschlägen für einen grundlegenden Systemwech­
sel auseinanderzusetzen, denn diesen Vorschlägen lie­
gen manche Illusionen über damit erreichbare Wirkungen 
zugrunde. Ihnen ist ein klares Konzept für eine evolutori- 
sche Weiterentwicklung des bestehenden einkommens­
bezogenen Alterssicherungssystems entgegenzusetzen, 
mit dem angestrebt wird, daß es von der Bevölkerung als 
tragfähig und fair angesehen wird.

20 Vgl. dazu u.a. Gunter S t e i n m a n n ,  a.a.O.

21 Siehe auch Siegrun B a r t h ,  Winfried H a i n ,  Horst-Wolf 
M ü l l e r ,  a.a.O.

22 Kurt B i e d e n k o p f :  Vorwort,in : Meinhard M i e g e l :  Sicher­
heit im Alter, Stuttgart 1981, S. 15.
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